Preußi che Ge etzjammlung 
1931 5 zu Berlin, den 23 Dezember 1931] Nr. 54 


(Nr. 13679.) Zweite Sparverordnung. Vom 23. Dezember 1931. 


Auf Grund der Verordnungen des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453) und vom 6. Oktober 1931, Dritter Teil Kapitel III § 2 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 537) wird 
zur Sicherung des Haushalts, zur Vereinheitlichung der öffentlichen Verwaltung ſowie zur beſſeren 
Verteilung und ſparſamen Nutzung der Arbeitskräfte folgendes verordnet: 


Erſter Teil. 
Vereinfachung der Behördenorganiſation. 
Forſtverwaltung. 

e 8 1. 

(1) Die Zahl der im Staatshaushalt für 1931 vorgeſehenen Stellen für Oberregierungs⸗ 
und ⸗forſträte ſowie Regierungs- und Forſträte wird mit Wirkung vom 1. April 1932 mindeſtens 
um zehn verringert. 

2) Die Oberförſtereien find durch Verringerung ihrer Zahl unter anderer Abgrenzung ſo 
umzubilden, daß bis zum 30. September 1932 die Zahl der Oberförſter um wenigſtens vierzig 
verringert wird. e 

§ 2. 


Die Forſteinrichtungsanſtalten werden mit dem 1. April 1932 aufgehoben. 


Finanzminiſterium. 
§ 3. 
(1) Die an einem Orte befindlichen ſtaatlichen Kaſſen find grundſätzlich zuſammenzulegen. 
(2) Die Zahl der Kreiskaſſen und der Sonderkaſſen aller Verwaltungszweige iſt um wenigſtens 
fünfzig zu vermindern. 
(3) Die vorſtehenden Beſtimmungen find vom Finanzminiſter im Einvernehmen mit den 
beteiligten Fachminiſtern bis 1. Oktober 1932 durchzuführen. 72 


Handels- und Gewerbeverwaltung. 
f SA. 
(1) Die Eichungsdirektionen werden als ſelbſtändige Behörden zum 1. April 1932 aufgehoben. 
(2) Die Aufgaben der Eichverwaltung gehen auf die Allgemeine Verwaltung über. 
(2) Das Nähere beſtimmt der Minifter für Handel und Gewerbe im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter. 


§ 5. 
(1) Bis zum 1. April 1932 find mindeſtens neun Gewerbeaufſichtsämter aufzuheben. 
2 Das Nähere beſtimmt der Miniſter für Handel und Gewerbe 


a 5 6. 
(1) Die Zahl der beſtehenden Fachſchulen iſt einzuſchränken. 
(2) Das Nähere beſtimmt der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
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(2) Im § 17 Abſ. 1 des Gewerbe- und Handelslehrer-Beſoldungsgeſetzes vom 16. April 
1928 (Geſetzſamml. S. 89) wird mit Wirkung vom 1. April 1932 das Wort „zwanzig“ durch das 
Wort „zwölf“ erſetzt. 

(4) Die Berufspädagogiſchen Inſtitute beide entſprecherd dem lurch die Sparmaßnahmen 
verminderten Bedarf an Gewerbeoberlehrern (Gewerbeoberlehrerinnen) eingeſchränkt. 


§ 7. 
Zwecks Herabſetzung der perſönlichen und ſonſtigen Ausgaben von Induſtrie- und Handels⸗ 
a 8 24. Februar 1870 
kammern wird die Vorſchrift im § 2 Abſ. 4 des Handelskammergeſetzes vom ⁊ĩ 
19. Auguſt 1897 
in der Faſſung der Verordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. 1870 S. 134, 1897 S. 343, 
1924 S. 194), wonach die Induſtrie- und Handelskammern, die einem Zweckverband angehören, 
nicht ohne ihre Zuſtimmung aufgelöſt, anderweitig abgegrenzt oder mit einer anderen Kammer 
zuſammengelegt werden können, mit ſofortiger Wirkung bis zum 31. März 1933 außer Kraft geſetzt. 


Bergverwaltung. 


§ 8. 
(1) Bis zum 1. Oktober 1932 werden vier Bergreviere aufgelöſt. 
(2) Den Zeitpunkt der Auflöſung ſowie das Nähere über die Durchführung beſtimmt der 
Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Juſtizverwaltung. 
89. 

(1) Es find mindeſtens ſechzig Amtsgerichte aufzuheben. 

(2) Die Aufhebung der Amtsgerichte muß bis zum 30. September 1932 beendet ſein. 

(3) Das Nähere über die Durchführung dieſer Maßnahme wird auf Vorſchlag des Juſtiz⸗ 
miniſters durch das Staatsminiſterium geregelt. 

(4) Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, die Grenzen der Amtsgerichtsbezirke durch Ver⸗ 
ordnung zu ändern. 

Miniftertum des Innern. 
§ 10. 

(1) Die Zahl der Kreiſe iſt zu vermindern. Der Miniſter des Innern wird beauftragt, ſofort 
feſtzuſtellen, welche Landkreiſe ohne Beeinträchtigung der Intereſſen der Bevölkerung aufgelöſt 
werden können. Dieſe Nachprüfung muß ſpäteſtens bis zum 1. Juli 1932 und die Durchführung 
bis zum 30. September 1932 beendet ſein. 

(2) Die Zahl der Regierungen iſt zu vermindern. In 8 die nur aus einem 
Regierungsbezirke beſtehen und in denen der Amtsſitz des Oberpräſidenten und der Amtsſitz des 
Regierungspräſidenten ſich am gleichen Orte befinden, werden dem Oberpräſidenten zugleich die 
Geſchäfte des Regierungspräſidenten übertragen. 

(3) Soweit ſich in Provinzen mit mehreren Regierungsbezirken der Amtsſitz des Ober⸗ 
präſidenten und der Amtsſitz eines Regierungspräſidenten am gleichen Orte befinden, iſt der 
Oberpräſident mit der Wahrnehmung der Geſchäfte dieſes Regierungspräſidenten durch das Staats⸗ 
miniſterium zu beauftragen. 

() In dem Falle des Abſ. 2 vertritt der Vizepräſident des Oberpräſidiums den Ober⸗ 
präſidenten auch in ſeiner Eigenſchaft als Regierungspräſident. 

(5) Das Nähere regelt das Staatsminiſterium auf Vorſchlag des Miniſters des Innern. 

(6) Der Minifter des Innern wird ermächtigt, im Statiſtiſchen Landesamt durch Anderung 
ſeiner Organiſation eine Verminderung des Perſonalbeſtandes durchzuführen. 
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§ 11. 
(1) Die Geſchäfte der bei kreisangehörigen Gemeinden errichteten Verſicherungsämter gehen 
mit Wirkung vom 1. April 1932 auf die ſtaatlichen Verſicherungsämter bei den Landkreiſen über. 
(2) Das Nähere regeln die Miniſter des Innern und für Volkswohlfahrt. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 
§ 12. 

(0 Die Landeskulturämter und das Oberlandeskulturamt werden ſpäteſtens mit Wirkung 
vom 1. April 1933 aufgehoben. Die Aufgaben der Landeskulturämter gehen auf die allgemeine 
Verwaltung, die des Oberlandeskulturamts auf das Oberverwaltungsgericht über. 

(2) Das Nähere regelt das Staatsminiſterium. Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten hat dem Staatsminiſterium im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern und 
dem Finanzminiſter unverzüglich Vorſchläge vorzulegen. 


§ 13. 

(1) Mit Wirkung vom 1. Oktober 1932 werden aufgehoben: f 
1. die Verſuchs⸗ und Forſchungsanſtalt für Getreideverarbeitung in Berlin; 
drei Inſtitute an der Verſuchs- und Forſchungsanſtalt in Landsberg a. W.; 
. ein Inſtitut an der Verſuchs- und Forſchungsanſtalt in Tſchechnitz; 
das Inſtitut für Milchverwertung an der Forſchungsanſtalt für Milchwirtſchaft in Kiel; 
ein Inſtitut (Chemie) der Forſtlichen Hochſchule in Hann. Münden; 
ein Inſtitut (Botanik) der Forſtlichen Hochſchule in Eberswalde; 
. ein Inſtitut (Phyſik) der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin; 

8. ein Inſtitut (Chemie) an der Tierärztlichen Hochſchule in Berlin. 

(2) Das Nähere über die Durchführung beſtimmt das Staatsminiſterium auf Vorſchlag des 
Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. . 


§ 14. 
(.) Die Kulturbauämter werden aufgehoben. 
(2) Den Zeitpunkt der Aufhebung ſowie das Nähere über die Durchführung beſtimmt das 
Staatsminiſterium. Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten hat dem Staats— 
miniſterium im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter unverzüglich Vorſchläge vorzulegen. 


§ 15. 

Heben Organe u her (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten von den oberſten Ver— 
waltungsorganen der Kreditanſtalten beſchloſſene und vom Staatsminiſterium genehmigte Satzungs— 
änderungen auf, jo bedürfen die Beſchlüſſe dieſer Organe zu ihrer Rechtswirkſamkeit der Genehmi- 
gung des Staatsminiſteriums. 


g mw 


Geſtütverwaltung. 
§ 16. 
(1) Der Zuſchuß für die Geſtütverwaltung wird für das Rechnungsjahr 1932 auf 3,6 Mil- 
lionen geſenkt und darf vom 1. April 1933 ab höchſtens 2 Millionen jährlich betragen. 


(2) Das Nähere regelt das Staatsminiſterium auf Vorſchlag des Miniſters für Landwirt- 
ſchaf, Domänen und Forſten. 


Mint fe für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
A. Hochſchulweſen. N 
§ 17. 
(1) Auf dem Gebiete des Hochſchulweſens find durch Senkung der Sach- und Perfonal- 
ausgaben ſowie durch organiſatoriſche Maßnahmen alsbald weitere Einſchränkungen vorzunehmen. 


296 Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 54, ausgegeben am 23. 12. 31. 


(2) Das Nähere regelt der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Finanzminiſter. f j 


B. Kunſtverwaltung. 
8 18. 

() Die Kunſtakademien insgeſamt ſind durch organiſatoriſche Maßnahmen, insbeſondere 
durch Verlegung oder Aufhebung von Profeſſuren ſo umzubilden, daß mit Abſchluß des Winter⸗ 
ſemeſters 1931/1932 die Kunſtakademien in Königsberg, Kaſſel und Breslau aufgehoben werden. 

(2) Die ſtaatliche Theaterverwaltung iſt ſo umzubilden, daß die Staatstheater in Kaſſel 
und Wiesbaden und das Schillertheater in Berlin mit Ablauf der Spielzeit 1931/1932 geſchloſſen 
werden. 


„) Das Nähere regeln die Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und der 
Finanzen. 


C. Volksbildung. 
8 19. 
§ 4 Abf. 3 des Geſetzes über das Schulgeld an den öffentlichen höheren Schulen vom 
18. Juli 1930 (Gefegfanml. S. 202) wird mit ſofortiger Wirkung außer Kraft geſetzt. 


820. 


Die Preußiſche Hochſchule für Leibesübungen (Landesturnanſtalt) in Spandau wird mit 
Abſchluß des Winterſemeſters 1931/1932 aufgehoben. 


5 a § 21. a 
Die Pädagogiſchen Akademien ſind durch Verringerung ihrer Zahl und durch Verſchmelzung 
ihrer Lehrkörper ſo umzubilden, daß vom 1. April 1932 ab von den jetzt beſtehenden fünfzehn 
Pädagogiſchen Akademien neun Pädagogiſche Akademien geſchloſſen werden. 


$ 22. 


Die Verwaltung der Schulaufficht iſt fo umzubilden, daß die Schulaufſichtskreiſe mit Wirkung 
vom 1. April 1932 ab um weitere fünfzig Schulaufſichtskreiſe vermindert werden. 


§ 23. i 
§ 17 Abſ. 1 Satz 1 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. 
S. 335) wird für noch nicht begonnene Bauten mit ſofortiger Wirkung bis zum Ende des Rechnungs⸗ 
jahrs 1933 außer Kraft geſetzt. 


Vereinheitlichung der Medizinalverwaltung. 
8 24. 
Die Medizinalverwaltung iſt bis zum Ablauf des Rechnungsjahrs 1932 zu vereinheitlichen. 
Die Regelung erfolgt durch die Miniſter für Volkswohlfahrt, des Innern und der Juſtiz im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 


Fürſorgeerziehung. 

§ 25. . * 
(1) § 22 Abſ. 2 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetze für Jugendwohlfahrt 

wird mit Wirkung für das Rechnungsjahr 1932 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Sie erhalten zu dieſen Koſten aus der Staatskaſſe einen Zuſchuß von insgeſamt 
15 000 000 Reichsmark. Die Verteilung dieſes Zuſchuſſes auf die einzelnen Kommunal⸗ 
verbände geſchieht nach dem Verhältniſſe der im Rechnungsjahr 1930 geleiſteten Staats⸗ 
zuſchüſſe. N f re 10 
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e 8 23 Abſ. 3 Satz 2 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetze für Jugend⸗ 
wohlfahrt wird für das Rechnungsjahr 1932 außer Kraft geſetzt. a f 


Siedlungsweſen. 

f a § 26. 

Die Leiſtungen des Preußiſchen Staates für die landwirtſchaftliche Siedlung werden auf 
die Mitwirkung der Landeskulturverwaltung bei der Siedlung und eine Jahreshöchſtleiſtung von 
7,7 Millionen, die ausſchließlich für Leiſtungen für die bis zum 1. April 1932 gegründeten Siedler⸗ 
ſtellen, insbeſondere für die laufenden Zuſchußleiſtungen, etwaige Verluſte und Zwangsverwal⸗ 
tungskoſten beſtimmt ſind, beſchränkt. Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und der Finanzminiſter werden beauftragt, die erforderlichen Verhandlungen alsbald mit der 
Reichsregierung aufzunehmen. 

§ 27. 

() Domänenland wird bis zur Geſamtfläche von 50 000 ha unentgeltlich zu Siedlungszwecken 
zur Verfügung geſtellt. 

(2) Das Nähere beſtimmt der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten im Ein- 
vernehmen mit dem Finanzminiſter. 


Zweiter Teil. 
Senkung der Perſonalkoſten. 
Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand. 

5 § 28. 

Auf Beamte, deren Stellen infolge der organiſatoriſchen Maßnahmen des Erſten Teiles weg- 
fallen, findet die Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staats- 
beamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) mit den zur Abänderung 
und Ergänzung dieſer Verordnung ergangenen und noch ergehenden geſetzlichen Vorſchriften An— 
wendung, unbeſchadet der Vorſchriften des Artikels 104 der Reichsverfaſſung und des § 96 des 
Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 465). 


Wiederunterbringung der entbehrlich werdenden Beamten. 
§ 29. 


Freiwerdende Planſtellen ſollen — ſoweit ſie beſetzbar ſind — mit den auf Grund der im 
Erſten Teile getroffenen Maßnahmen entbehrlich werdenden Beamten beſetzt werden. 


Beſitzſtandwahrung. 
§ 30. 
8 38 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 223), 
8 55 des Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetzes vom 1. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 125), § 25 Abſ. 2 
des Mittelſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes vom 30. April 1928 (Geſetzſamml. S. 149) und 8 20 
Abſ. 2 des Gewerbe- und Handelslehrer-Beſoldungsgeſetzes vom 16. April 1928 (Geſetzſamml. 
S. 89) werden mit Wirkung vom 1. Februar 1931 aufgehoben. 


Zulagen für Regierungsbauräte. 
§ 31. 
Die einzelnen Regierungsbauräten bewilligte Zulage von 600 RM jährlich wird mit Wirkung 
vom 1. Januar 1932 auf 400 RM jährlich herabgeſetzt. 
Aufhebung des Naſſauiſchen Penſionsfonds. 
§ 32. 
(0 Der auf Grund des Naſſauiſchen Geſetzes vom 18. Februar 1851 (Verordnungsblatt des 


Herzogtums Naſſau S. 41) gebildete Penſionsfonds für Real- und Elementarlehrer des ehemaligen 
Herzogtums Naſſau wird mit Wirkung vom 1. April 1932 aufgehoben. 
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(2) Das Nähere regeln der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und der Finanz⸗ 
miniſter. 5 
Pfarrbeſoldung. 
- 588116 
(1) Als Beihilfen zur Beſoldung und Verſorgung der Pfarrer der evangeliſchen Landeskirchen 
und der katholiſchen Kirche und zur Verſorgung der Hinterbliebenen der Pfarrer der evangeliſchen 
Landeskirchen werden unter Zugrundelegung der nach den Notverordnungen des Reichs vom 
1. Dezember 1930, 5. Juni und 8. Dezember 1931 zu zahlenden Bezüge im Rechnungsjahr 1932 
1. für die evangeliſchen Landeskirchen . . 36019 692 AM, 
2. für die katholiſche Kirche 14995 080 7 
aus Staatsmitteln bereitgeftellt. 1 
(2) Die Beträge werden vom Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und vom 
Finanzminiſter nach Benehmen mit den kirchlichen Behörden auf die einzelnen Landeskirchen und 
die Diözeſen verteilt. 
§ 34. 
Die im Rechnungsjahr 1931 nach Maßgabe des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 3. Juli 1931 
unter Berückſichtigung der bisherigen Gehaltskürzungen für die Monate Januar bis März 1932 
noch zu gewährenden Staatsbeihilfen ſind um 10 vom Hundert zu kürzen. 


Angeſtellte. 
§ 35. 
Die Beſtimmung im 8 30 gilt für die Angeſtellten bei der Preußiſchen Staatsverwaltung 
entſprechend. 


Dritter Teil. 
I. Altersgrenze. 
§ 36. 

Das Geſetz, betreffend Einführung einer Altersgrenze, vom 15. Dezember 1920 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 621) in der Faſſung des Geſetzes vom 26. Mai 1923 (Geſetzſamml. S. 163), der Ver⸗ 
ordnung vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) und der Geſetze vom 15. Oktober 1924 
(Geſetzſamml. S. 607) und vom 29. März 1930 (Geſetzſamml. S. 45) wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abſ. 1 werden die Worte „und Volksſchullehrer“ geſtrichen. 

2. 8 5 wird geſtrichen. 

3. § 6 erhält folgende Faſſung: 

Das Geſetz findet auf Leiter(-innen) und Lehrerinnen) an öffentlichen 
Schulen, auch ſoweit ſie unmittelbare Staatsbeamte ſind, mit der Maßgabe An⸗ 
wendung, daß an Stelle des 65. Lebensjahrs (§ 1) das 62. Lebensjahr tritt. 


§ 37. 
Die im § 6 des Geſetzes, betreffend Einführung einer Altersgrenze, in der Faſſung dieſer 
Verordnung bezeichneten Lehrperſonen, die am 1. Oktober 1931 das 62., aber noch nicht das 
65. Lebensjahr vollendet haben, treten, unbeſchadet des § 8 des Geſetzes, betreffend Einführung 
einer Altersgrenze, mit dem 1. April 1932 kraft Geſetzes in den Ruheſtand. f 


II. Zurruheſetzung ohne Nachweis der Dienſtunfähigkeit. 
§ 38. 


Die Beſtimmungen im Zweiten Teile Kapitel VIII $ 3a der Sparverordnung vom 
12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) in der Faſſung der Verordnung vom 4. November 1931 
(Geſetzſamml. S. 227) gelten ſinngemäß für die unmittelbaren Staatsbeamten. 
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Schlußbeſtimmungen zum Erſten bis Dritten Teile. 
8 39. 
(1) Die Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen die zuſtändigen Miniſter. 


(2) Die Vorſchriften im Erſten bis Dritten Teile treten, ſoweit in den einzelnen Paragraphen 
nichts anderes beſtimmt iſt, mit dem 1. Januar 1932 in Kraft. 


Vierter Teil. 
Haushalt und Schuldentilgung. 
sw ‚narlodsey ; 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, abgeſehen von den bereits beſtehenden Anleihe— 
ermächtigungen, bis zu 575 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits zu beſchaffen. 
8 41. 

In die Haushaltspläne für die Rechnungsjahre 1933 bis 1940 iſt ein Betrag von mindeſtens 
jährlich 75 Millionen Reichsmark einzuſtellen. Dieſe Summe iſt alljährlich in vierteljährlichen 
Teilbeträgen von 18,75 Millionen Reichsmark einem beſonderen, bei der Staatsbank anzulegenden 
Fonds zuzuführen, über den der Finanzminiſter verfügt. Der Fonds dient zur Tilgung der 
auf Grund der im § 40 erteilten Ermächtigung eingegangenen Verbindlichkeiten ſowie ſonſtiger 
fällig werdender mittel- und kurzfriſtiger Schulden des Staates. 


Fünfter Teil. 
Steuern. 
Artikel J. 


Das Geſetz über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 14. Februar 

1923 (Geſetzſamml. S. 29) nebſt den dazu ergangenen Abänderungen gilt auch für das Rechnungs⸗ 
jahr 1932. 
Artikel I. 


Die Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer (Gewerbeſteuer— 
verordnung) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. März 1927 (Geſetzſamml. S. 21) nebſt 
den dazu ergangenen Abänderungen gilt auch für das Rechnungsjahr 1932. 


Artikel III. 


8 1. 
Die Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 213) nebſt den hierzu 
ergangenen Abänderungen und Ergänzungen gilt auch für das Rechnungsjahr 1932, ſoweit nicht 
durch dieſe Verordnung oder Durchführungsverordnungen etwas anderes beſtimmt iſt. 


82. 
Die Steuerſätze in § 2 Abſ. 1, § 4 Abſ. 3, SS 4 a und 5 der Hauszinsſteuerverordnung vom 
2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 213) in der Faſſung des Geſetzes zur Anderung der Hauszinsſteuer— 
verordnung vom 27. April 1927 (Geſetzſamml. S. 61) werden vom 1. April 1932 ab um 20 vom 
Hundert unter Anrechnung der Steuerſenkungsſätze auf Grund des Geſetzes zur Anderung der Haus— 
zinsſteuerverordnung vom 23. März 1931 (Geſetzſamml. S. 31) geſenkt. Eines beſonderen Ver⸗ 
anlagungsbeſchluſſes bedarf es nicht. 


8 3. 
Ob und in welcher Weiſe hilfsbedürftige Perſonen, denen bisher die Hauszinsſteuer gemäß 
8 9 der Hauszinsſteuerverordnung geſtundet und niedergeſchlagen wurde, unter Mirtwirkung der 
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Fürſorgeverbände zu unterſtützen ſind, bleibt der Beſtimmung des Finanzminiſters, des Miniſters 
für Volkswohlfahrt und des Miniſters des Innern vorbehalten. 


8 4. 

Von dem laufenden Aufkommen der Hauszinsſteuer im Rechnungsjahr 1932 ſind 50 Mil⸗ 
lionen zur Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens zu verwenden. Der 
Reſt wird für den allgemeinen Finanzbedarf von Staat und Gemeinden, gegebenenfalls für den 
Realſteuerſenkungsfonds, den kommunalen Wohlfahrtslaſtenausgleich und die kommunale Um⸗ 
ſchuldung in Anſpruch genommen. Die Feſtſetzung des Verteilungsſchlüſſels und die nähere 
Regelung der Ablöſung ſowie der Verwendung der Ablöſungsbeträge bleibt der Beſtimmung des 
Staatsminiſteriums vorbehalten. 


8 5. 


Die Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen die zuſtändigen Miniſter. 


Artikel IV. 


Die Verordnung über die Abänderung der Hauszinsſteuerverordnung vom 8. Oktober 1931 
(Gefegfamml. S. 219) wird mit Wirkung vom 1. April 1932 aufgehoben. 


Berlin, den 23. Dezember 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Hirtſiefer. Steiger. 
Schreiber. Schmidt. Grimme. Klepper. 


Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druckerei⸗ und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft Berlin. 
Verlag: R. von Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin W. 9, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,05 RM. vierteljährlich); 


einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden. 
reis für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Preisermäßigung. 


